
Gemeinde Bad Zwischenahn    Bad Zwischenahn, 10.08. 2016 
Bauverwaltung 
 
 
 

Niederschrift 
 

über die Einwohnerinformationsversammlung zu der Au fstellung des  
Bebauungsplanes Nr. 155 – Südlich der Hermann-Ehler s-Straße – sowie der dazuge-

hörigen Änderung des Flächennutzungsplanes am 09.08 .2016 um 19:30 Uhr im 
Friedrich-Hempen-Dorfgemeinschaftshaus, 26160 Bad Z wischenahn-Ofen 

__________________________________________________________________________ 
 
Teilnehmer: 
 
von der Gemeinde Bad Zwischenahn Herr Bürgermeister Dr. Schilling,  

Herr Meyer, Herr Gronde (zugleich 
Protokollführer)   
     

Vom Planungsbüro Planteam WMW    Herr Dipl.-Ing. Weydringer 
 
 

---------------------------------------------------------------- 
 
BM Dr. Schilling eröffnet die Versammlung um 19:30 Uhr. Er begrüßt die ca. 60 anwesenden 
Bürgerinnen und Bürger und weist darauf hin, dass es heute darum gehe, die Vorentwurfs-
planung für das rd. 3.000 m² große Plangebiet vorzustellen und zu erläutern. Zur Thematik 
führt er aus, dass seit vielen Jahren nach einer Lösung für die erforderliche Erweiterung des 
Verbrauchermarktes gesucht werde. Die heute zur Diskussion stehende Lösung sei mit allen 
Beteiligten abgestimmt worden und somit umsetzbar. Dass diese Lösung einen Kompromiss 
darstelle, sei allen Beteiligten sehr wohl klar. Auch politisch habe man sich mit diesem Aus-
weichstandort für das Autohaus nicht leicht getan. Nach Prüfung aller Möglichkeiten sei man 
aber im Rahmen der Abwägung zu dem Ergebnis gekommen, im Sinne einer Verbesserung 
der Versorgungssituation für das Grundzentrum Ofen diese Lösung auf den Weg zu bringen 
und die Bauleitplanverfahren einzuleiten. 
 
Anschließend stellt Dipl.-Ing. Weydringer die Inhalte der Planungen ausführlich anhand einer 
Power-Point-Präsentation dar. Auch Dipl.-Ing. Weydringer erläutert, dass in einem Grund-
zentrum wohnortnahe Versorgungsstrukturen vorzuhalten seien. Dazu gehöre auch ein Kfz-
Betrieb, der die örtliche Bevölkerung mit seinem Angebot versorge. Im Rahmen der von der 
Gemeinde vorzunehmenden Abwägung sei der Standort städtebaulich zu vertreten, zumal 
es sich nur um ein 3.000 m² großes Plangebiet handele. Wesentliche Blickbeziehungen in 
die freie Landschaft sowie die bestehenden Grünstrukturen blieben erhalten.  
   
Eine Bürgerin merkt an, dass es sich aus ihrer Sicht um eine Gefälligkeitsplanung handele. 
Schließlich werde durch diese Planung nur die Ansiedlung eines Betriebes ermöglicht. 
Auch handele es sich für sie  um einen störenden Betrieb, der eher in ein ausgewiesenes 
Gewerbegebiet gehöre. Sie erinnert zudem daran, dass vor einigen Jahren bereits ein An-
trag auf Ausweisung von Bauflächen für diesen Bereich vorlag. Damals seien diese Planun-
gen von der Öffentlichkeit abgelehnt worden. Sie könne es nicht nachvollziehen, dass nun 
dieser Planung zugestimmt werden solle. Der Bereich sei für Natur und Landschaft von Be-
deutung und sollte daher erhalten bleiben. 
 
BM Dr. Schilling sowie FBL Meyer betonen, dass diese Planung im öffentlichen Interesse 
durchgeführt werde. Die Ortschaft Ofen sei im Regionalen Raumordnungsprogramm als 
Grundzentrum eingestuft worden. In einem Grundzentrum sei die Grundversorgung vorzu-



halten. Dass die Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs (insbesondere Lebensmittel) 
nur unzureichend gegeben ist, sei sicherlich unbestritten. Am vorhandenen Standort des 
Verbrauchermarktes biete sich durch die Umsiedlung des Autohauses die Möglichkeit, einen 
Vollsortimenter zu errichten um die Versorgungssituation zu verbessern. Der Standort im 
Bereich Hermann-Ehelers-Straße / Heideweg sei aufgrund der verkehrsgünstigen Lage be-
sonders geeignet.  
Die Ausweisung des neuen Standortes für das Autohaus sei daher im Kontext dieser ge-
wünschten Erweiterung zu sehen und steht damit im öffentlichen Interesse. 
Zur Anmerkung, dass es sich um einen störenden Gewerbebetrieb handele stellt FBL Meyer 
klar, dass der jetzige Standort des Autohauses planungsrechtlich auch in einem Mischgebiet 
liege. In direkter Nachbarschaft grenze sogar ein Allgemeines Wohngebiet an. Eine Verträg-
lichkeit sei gegeben, ein Gewerbegebiet daher nicht erforderlich. Zudem habe der Betrieb 
keine Nachtaktivitäten. 
 
Eine Bürgerin weist darauf hin, dass es sich bei dem Plangebiet um Flächen handele, die 
von einem landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaftet würden. Sie seien für den Betrieb von 
Bedeutung. Man habe die Sorge, dass mit dieser Planung der Einstieg für weitere Bauflä-
chenausweisungen in diesem Bereich erfolge. Mit dieser Planung habe man sozusagen den 
Fuß in der Tür. Für den landwirtschaftlichen Betrieb, der ökologisch geführt werde, wäre das 
ein großes Problem. Sie erinnert daran, dass auch seinerzeit die Fläche am Drögen-Hasen-
Weg in der Diskussion gewesen sei. Sie fragt, warum nicht dort eine Ausweisung erfolgen 
könne.  
 
FBL Meyer führt aus, dass es sich bei der Fläche am Drögen-Hasen-Weg um ein förmlich 
ausgewiesenes Landschaftsschutzgebiet handele. Auch diese Fläche sei geprüft worden. 
Man habe diesen Standort auch mit dem Landkreis Ammerland diskutiert. Von dort sei aber 
die notwendige Aufhebung des Landschaftsschutzgebietes abgelehnt worden. 
FBL Meyer weist nochmals darauf hin, dass das Mischgebiet eine Größe von rd. 2.300 m² 
habe. Im Verhältnis zu den verbleibenden landwirtschaftlichen Flächen sei diese Planung 
daher vertretbar.  
 
Auf die Frage, warum im Plangebiet das Wohnen ausnahmsweise zulässig sei, erläutert  
Dipl.-Ing. Weydringer, dass dieses mit der Plansystematik zu tun habe. Ein Mischgebiet die-
ne planungsrechtlich auch dem Wohnen. Ein genereller Ausschluss von Wohnen sei daher 
rechtlich kritisch zu beurteilen. FBL Meyer ergänzt, dass im Plangebiet kein Raum bestehe 
für die Errichtung von Wohnhäusern. Wenn dort das Wohnen zugelassen werde, dann ledig-
lich für betriebszugehöriges Wohnen. 
 
Ein Bürger sieht ebenfalls die Gefahr, dass mit dieser Planung der Einstieg geschaffen wer-
de für die Ausweisung weiterer Bauflächen. Er erinnert daran, dass bei der Ausweisung des 
Industriegebietes in Kayhauserfeld seinerzeit gesagt worden sei, dass man eine Planung 
östlich der Feldlinie ablehne. Inzwischen seien dort auch Gewerbeansiedlungen erfolgt. Die 
aus seiner Sicht denkbare Ausweisung weiterer Flächen im Plangebiet südlich der Hermann 
Ehlers-Straße würde den „Todesstoß“ für den landwirtschaftlichen Betrieb bedeuten.  
 
BM Dr. Schilling erklärt, dass keine „Ewigkeitsbeschlüsse“ gefasst werden könnten. Aus heu-
tiger Sicht habe die Politik einen eindeutigen Beschluss gefasst, wonach nur die Entwicklung 
der heute zur Diskussion stehenden Fläche vorgesehen sei.  
 
Ein Bürger weist darauf hin, dass der Eigentümer der Flächen südlich der Hermann-Ehlers-
Straße an der Ausweisung weiterer Bauflächen interessiert sei. So habe sich der Eigentümer 
auch seines Wissens ein Vorkaufsrecht für die weiteren im Umfeld befindlichen landwirt-
schaftlichen Flächen eintragen lassen. Zu der vorgestellten Planung erklärt er, dass s. E. 
eine klare Vernetzung mit der Planung zur Erweiterung des Verbrauchermarktes fehle. Wer 
garantiere, dass beides umgesetzt werde? Er weist zudem darauf hin, dass seines Wissens 



das Autohaus keinen Betriebsnachfolger habe. Er bittet, dieses bei der Planung zu beden-
ken. 
 
Ein Vertreter der Firma EDEKA erläutert, dass die beiden Projekte intensiv miteinander ver-
zahnt seien. Die vertraglichen Gestaltungen seien untrennbar miteinander verknüpft, so dass 
das eine Vorhaben ohne das andere Vorhaben nicht umgesetzt werden könne.  
 
Zu der Frage eines Betriebsnachfolgers für das Autohaus erklärt BM Dr. Schilling, dass der 
Inhaber des Autohauses dieses noch über viele Jahre betreiben wolle. Ein Vertreter der Fir-
ma EDEKA unterstreicht dieses. Es habe auch seitens der Firma EDEKA Angebote gege-
ben, die eine Betriebsaufgabe zur Grundlage gehabt hätten. Diese seien vom Inhaber abge-
lehnt worden. 
 
Ein Bürger führt aus, auch aus seiner Sicht müsse der Verbrauchermarkt vergrößert werden. 
So sei es heute kaum möglich, mit einem Gehwagen durch die Gänge zu gelangen. 
Dem Ausweichstandort für das Autohaus könne er jedoch nicht zustimmen. Es werde auch 
s. E. ein neuer Gefahrenpunkt (verkehrliche Anbindung) entstehen. Für ihn sei es eine „Tod-
sünde“ den Betrieb dort rein zu zwängen. Der Standort am Drögen-Hasen-Weg sei hierfür 
deutlich besser geeignet. Für ihn sei die Unterschutzstellung als Landschaftsschutzgebiet  
nicht nachvollziehbar. 
 
Ein Bürger weist darauf hin, dass sich die örtliche Bevölkerung zu den damaligen Planungen 
(Errichtung einer Altenwohnanlage) im Rahmen einer Informationsveranstaltung eindeutig 
mehrheitlich gegen eine Bauflächenausweisung ausgesprochen habe. Damals sei das Plan-
gebiet zwar größer gewesen, aber es sei Wert gelegt worden auf den Erhalt der Natur und 
Landschaft. Diese Priorität habe sich s. E. nicht geändert. Der Wille der örtlichen Bevölke-
rung stelle für ihn ebenfalls ein öffentliches Interesse dar, welches die Gemeinde bei der 
Entscheidungsfindung zu berücksichtigen habe. 
 
Ein Bürger führt aus, dass bei der Zielsetzung, den vorhandenen SB-Marktstandort zu erhal-
ten, ein Ersatzstandort für das Autohaus gefunden werden müsse. Der vorgestellte Standort 
sei nicht günstig, aber s. E. vertretbar. Auch für ihn sei jedoch der Standort am Drögen-
Hasen-Weg besser geeignet. Ggf. sei es möglich, das Landschaftsschutzgebiet in Teilen 
aufzuheben. 
Zum Verlust einer landwirtschaftlich genutzten Fläche weist er darauf hin, dass der Landwirt 
an die Gemeinde eine mehrere Hektar große Flächen zur Entwicklung von Wohnbauflächen 
veräußert habe. Insofern sei wohl der Verlust von rd. 2.300 m² vertretbar. 
 
Ein Bürger stellt fest, es gebe Verbrauchermärkte in den unterschiedlichsten Größen. So 
gebe es auch Märkte mit einer Verkaufsfläche von 800 m² - 900 m². Er spricht sich daher für 
eine Gesamtlösung unter Einbeziehung des Autohauses auf den Flächen zwischen Heide-
weg und Hainbuchenweg aus. Ein Markt mit einer angestrebten Verkaufsfläche von 1.200 m² 
bis 1.500 m² sei für ihn nicht notwendig. 
 
Eine Bürgerin erklärt, für sie stimme die Verhältnismäßigkeit nicht. Es werde an dem vorge-
sehenen Standort für das Autohaus das Landschaftsbild verschandelt. Man riskiere damit 
den Verlust ökologisch landwirtschaftlich bewirtschafteter Flächen.   
 
Ein Vertreter des Ortsbürger- und Heimatverein Ofen erklärt, für ihn gehöre zur Grundver-
sorgung ein angemessener Verbrauchermarkt. Stelle man die üblicherweise 0,5 m² große 
Verkaufsfläche pro Einwohner der Einwohnerzahl von Ofen gegenüber, sei selbst ein Markt 
mit einer Verkaufsfläche von 1.200 m² noch als klein anzusehen. Zum Autohaus Guddat 
merkt er an, dass sehr viele Kunden aus der Bauerschaft Ofen kämen. Der Betrieb habe 
daher seine Berechtigung. Dass es keinen Nachfolger gebe, sollte nicht unterstellt werden. 
Zu der Anmerkung eines Bürgers, dass sich die örtliche Bevölkerung seinerzeit im Rahmen 
einer Informationsveranstaltung gegen eine Baulandausweisung ausgesprochen habe, 



macht er deutlich, dass auf der Versammlung nach seinem Eindruck überwiegend dort keine 
Bürgerinnen und Bürger aus Ofen gewesen seien. Er verwahre sich deshalb dagegen zu 
behaupten, dass der Ort eine entsprechende Planung ablehne. 
 
Eine Bürgerin führt aus, es sei wichtig, das Autohaus in Ofen zu halten. Das sei ihres Erach-
tens auch der Wille der örtlichen Bevölkerung. Sie befürchte aber auch Nachteile für den 
landwirtschaftlichen Biohof Bodo-Junge. Gerade entsprechend geführte landwirtschaftliche 
Betriebe hätten Zukunft und würden von der Gesellschaft immer mehr anerkannt. 
 
Ein Bürger spricht ebenfalls die Umsetzung einer „kleinen Lösung“ am vorhandenen Standort 
unter Einbeziehung des Autohauses an. Er verweist in diesem Zusammenhang auf Planun-
gen im Bereich der Gemeinde Wiefelstede (Metjendorf), wo größere Verkaufsflächen aus-
gewiesen worden seien, weil weitere Läden/Geschäfte (Bäcker, Apotheke usw.) mit dem 
Verbrauchermarkt dort angesiedelt worden seien. Wenn der Verbrauchermarkt am Standort 
in Ofen sich auf sein „Kerngeschäft“ beschränke, müsste auch eine Lösung mit einer kleine-
ren Verkaufsfläche möglich sein.   
 
Herr FBL Meyer führt aus, dass natürlich auch diese Lösung geprüft worden sei. Dieses be-
dingt jedoch, dass alle beteiligten einem solchen Kompromiss zustimmen. Auch muss er 
wirtschaftlich vertretbar sein. Er führt aus, dass die Firma EDEKA hier auch entgegen ihres 
eigentlichen Geschäftsmodelles in das Eigentum gehe und investieren werde. Unter den 
gegebenen Rahmenbedingungen inkl. der Verlagerung des Autohauses sei eine „kleine Lö-
sung“ im Einvernehmen mit allen Beteiligten wirtschaftlich nicht umsetzbar gewesen. 
 
Herr Schlüter berichtet, er habe in den Gremien der Gemeinde gegen diese heute vorgestell-
ten Bauleitplanungen gestimmt. Für ihn werde ein Stück Ofen damit zerstört. Dass aber eine 
Lösung zur Erweiterung des Marktes her müsse, sei unbestritten. Er regt an, zur Minimierung 
des Eingriffes den Markt in die Tiefe auszurichten und entsprechende Eingrünungen vorzu-
sehen.  
 
Ein Bürger merkt an, dass für ihn die Angelegenheiten Erweiterung Verbrauchermarkt und 
Autohaus zu stark verknüpft seien. Auch er spricht sich aber für eine Erweiterung des Mark-
tes aus. Es sei nicht einmal möglich, mit einem Kinderwagen durch die Gänge des Marktes 
zu gelangen. Dieser werde sehr stark frequentiert.  
 
Herr Mickelat stellt fest, dass alle die Grundversorgung verbessern wollen. Am vorhandenen 
Standort sei der Markt unter den bestehenden Rahmenbedingungn nicht erweiterbar. Auch 
für ihn stelle die heute vorgestellte Planung eine Kompromisslösung dar, die allen weh tut. 
Das Landschaftsfenster habe an dieser Stelle eine besondere Bedeutung. Er habe für sich 
heute mitgenommen, dass der Wunsch bestehe, den Standort am Drögen-Hasen-Weg 
nochmals ernsthaft zu prüfen, auch wenn es sich um ein förmlich ausgewiesenes Land-
schaftsschutzgebiet handele. Er betont aber auch, dass er im Falle einer nicht möglichen 
Ansiedlung des Autohauses auf dem Grundstück östlich des Drögen-Hasen-Weges der heu-
te vorgestellten Planung zustimmen werde.  
 
Ein Vertreter der Firma EDEKA macht aus der Sicht der Firma deutlich, dass es Verträge 
gebe, die die Umsetzung der heute vorgestellten Lösung ermögliche. Die Verträge seien 
befristet. Ein längerer Aufschub der Planung würde die Umsetzung riskieren. 
    
Ein Bürger sieht ebenfalls die Gefahr, dass mit dieser Planung der erste Schritt zur Auswei-
sung weiterer Bauflächen erfolge. Dies dürfe nicht geschehen. 
 
Ein Bürger ist ebenfalls der Auffassung, dass der Markt zu klein ist. Es müsse eine Lösung 
gefunden werden, die allen Belangen gerecht wird. Vielleicht sei es tatsächlich überlegens-
wert, das Autohaus um 90° zu drehen und damit in die Tiefe auszurichten. Dies minimiere 
ggf. den Eingriff. Zu den Immissionen des Autohauses führt er aus, dass eine Verträglichkeit 



auch am jetzigen Standort gegeben sei. Insoweit dürfte es auch am künftigen Standort pas-
sen. 
 
Eine Bürgerin weist darauf hin, dass in Ofen die Ausweisung eines weiteren Wohnbaugebie-
tes erfolgen solle. Die Einwohnerzahl von Ofen werde dadurch weiter steigen. Eine Vergrö-
ßerung des Marktes sei daher notwendig. 
 
Ein Bürger merkt an, es handele sich bei der heute vorgestellten Planung um einen Kom-
promiss. Dieser bereite jedoch Bauchschmerzen weil die Gefahr gesehen werde, dass es 
sich nur um den ersten Schritt zur Ausweisung weiterer Bauflächen handele. Zu der ange-
sprochenen Betriebsnachfolge für das Autohaus führt er aus, dass auch für seinen landwirt-
schaftlichen Betrieb die Nachfolge nicht gesichert sei. Es stünden aber für die Zukunft we-
sentliche Weichenstellungen an. Diese Entscheidungen müssten für die Zukunft auch Be-
stand haben. In diesem Sinner bittet er die Planungen nochmals zu überdenken. 
 
Herr BM Dr. Schilling bedankt sich anschließend für die Diskussionsbeiträge und schließt die 
Versammlung um 21:15 Uhr. 
 
 
 
 
Gronde 
Protokollführer 
 
 
 
 
 


